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Einführung

A.  Gegenstand der Arbeit

Für Arbeitnehmer und Beamte haben sich hinsichtlich berufsbedingt erlittener 
Unfälle seit dem späten 19.  Jahrhundert zwei institutionell unabhängige Siche-
rungssysteme herausgebildet. Der Arbeitnehmer, der bei seiner beruflichen Tätig-
keit einen Arbeitsunfall erleidet, wird mittels der gesetzlichen Unfallversicherung, 
die neben der Kranken- und Rentenversicherung eine der drei klassischen Säulen 
der deutschen Sozialversicherung bildet,1 finanziell vor dessen Folgen geschützt. 
Hingegen unterliegt der Beamte, der bei einem dienstlich geprägten Unfall zu Scha-
den kommt, den gesetzlichen Normierungen über die Beamtenunfallfürsorge und 
erhält finanzielle Kompensationen aus diesem System.2 Die institutionelle Tren-
nung der Absicherungssysteme findet ihren Ausdruck auch auf der Rechtsschutz-
seite. Für Rechtsstreitigkeiten, die Ansprüche aus der gesetzlichen Unfallversiche-
rung zum Gegenstand haben, sind gemäß § 51 Abs. 1 Nr. 3 SGG die Gerichte der 
Sozialgerichtsbarkeit zuständig.3 Für den auf unfallfürsorgerechtliche Leistungen 
klagenden Beamten ist hingegen der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten ge-
mäß der aufdrängenden Sonderzuweisung des § 126 Abs. 1 BRRG bzw. des § 126 
Abs. 1 BBG eröffnet.4 Ob Leistungen für einen im Arbeitsleben erlittenen Unfall 
gewährt werden, ist abhängig davon, ob die tatbestandlichen Voraussetzungen 
eines Arbeits- oder Dienstunfalls gegeben sind. Hierbei wird durch die notwen-
dige gerichtliche Auslegung der Gesetzestatbestände zugleich die Reichweite des 

1  Rolfs, Versicherungsprinzip im Sozialversicherungsrecht, 2000, S. 1. Zur genaueren 
Verortung des Sozialversicherungsrechts in der sozialrechtlichen Binnensystematik s. bspw. 
die Systemübersicht bzw. den Überblick über existierende Systematisierungsversuche bei 
Igl/Welti, Sozialrecht, § 2 Rn. 1 ff., sowie bei v. Maydell, in: SRH, § 1 Rn. 12 ff. Instruktiv 
zur allgemeinen Typisierung sozialrechtlicher Leistungen Zacher, Abhandlungen zum So-
zialrecht, 1993, S. 257 ff. Grundlegend zur Rechtsnatur speziell der gesetzlichen Unfallver-
sicherung Gitter, Arbeitsunfallrecht, 1969, S. 51 ff.

2  § 4 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII nimmt Ehrenbeamte sowie ehrenamtliche Richter von der 
Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Unfallversicherung aus. Doch können nach § 68 
BeamtVG auch Ehrenbeamte einen limitierten Anspruch auf Leistungen aus der Beam-
tenunfallfürsorge haben.

3  Näher dazu Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, § 51 Rn. 28.
4  Das Verhältnis der beiden genannten Normen zueinander und insbesondere die ver-

bliebene Bedeutung von § 126 BRRG ist im verwaltungsprozessrechtlichen Schrifttum um-
stritten, dazu Ehlers/Schneider, in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO, § 40 Rn. 39 ff.

Ausführlich zum verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz auf dem Gebiet des Dienstun-
fallrechts Schnellenbach, Beamtenrecht in der Praxis, § 14 Rn. 77 ff.
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Unfallschutzes determiniert. In der Vergangenheit waren Unterschiede in der ge-
richtlichen Anerkennungspraxis bei Arbeits- und Dienstunfällen bereits vereinzelt 
Gegenstand medialer Berichterstattung.5 Schon daher muss vermutet werden, dass 
die Reichweite der Absicherung bei berufsbedingten Unfällen bei Arbeitnehmern 
und Beamten jedenfalls keiner identischen Beurteilung unterliegt. In der Rechts-
wissenschaft findet sich die bislang intensivste und umfangreichste vergleichende 
Auseinandersetzung bei Bulla6, der sich vor viereinhalb Jahrzehnten dem Arbeits- 
und Dienstunfallrecht sowie dem Recht der Soldatenversorgung aus der Perspekti-
ve des Verwaltungsrechtlers widmete und im Rahmen seiner Monographie sowohl 
auf die gesetzgeberische Entwicklung einging7 als auch einen Abgleich der damals 
einschlägigen Tatbestände vornahm.8

Neben weiteren eher punktuellen Ausführungen im älteren Schrifttum9 be-
schränken sich die vereinzelten Beiträge aus neuerer Zeit auf einzelne Teilbereiche 
wie das Recht der gewährten Leistungen nach bereits erfolgter Anerkennung eines 
Arbeits- oder Dienstunfalls.10 Hervorzuheben ist hier der Aufsatz von Leube11 aus 
dem Jahr 2012, in dem er Divergenzen bei der Reichweite des Wegeunfallschutzes 
fokussierte. Doch fehlt es im gegenwärtigen rechtswissenschaftlichen Schrifttum 
an einer umfassenden und zusammenhängenden Untersuchung, inwieweit bei 
identischen Lebenssachverhalten seitens der Sozial- und Verwaltungsgerichte eine 
unterschiedliche Bewertung vorgenommen wird. Angesichts der Tatsache, dass 
sich die tatbestandlichen Normierungen des Arbeits- und Dienstunfalls ihrem 
Wortlaut nach weitgehend ähneln, sind unterschiedliche Auslegungsergebnisse in 
der Sozial- und Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht selbsterklärend und legen einen 
vertiefenden Vergleich der heutigen Rechtslage nahe. Hierin liegt der inhaltliche 
Schwerpunkt der Arbeit, die eine grundlegende Gegenüberstellung sowohl der 

5  s. bspw. den ohne Autorenangabe veröffentlichten Bericht „Recht im Beruf: Beam-
te haben’s besser“, in: DIE ZEIT v. 19.1.1973, Ausgabe Nr. 4/1973, online abrufbar unter: 
http://www.zeit.de/1973/04/beamte-habens-besser (letzter Abruf am 31.7.2016).

6  Bulla, Dienst- und Arbeitsunfall als Institut des Allgemeinen Verwaltungsrechts, 1970.
7  Bulla, Dienst- und Arbeitsunfall als Institut des Allgemeinen Verwaltungsrechts, 1970, 

S. 8 ff.
8  Bulla, Dienst- und Arbeitsunfall als Institut des Allgemeinen Verwaltungsrechts, 1970, 

S. 180 ff.
9  So finden sich aus der Zeit vor Einführung des BeamtVG und des SGB VII vereinzelt 

Ausführungen bei Bochalli, Der Dienstunfall gemäß dem Deutschen Beamtengesetz, 1939; 
sowie in Ansätzen als Arbeit auf medizinisch-juristischem Grenzgebiet Wellano, Lungen-
tuberkulose als Arbeits- und Dienstunfall, 1959, insbesondere S. 19 ff.

10  Einen Anfang dahingehend, Divergenzen zwischen gesetzlicher Unfallversicherung 
und Beamtenunfallfürsorge auf dem – hier nicht im Fokus stehenden – Gebiet der gewähr-
ten Leistungen vergleichend darzustellen und zu analysieren, unternimmt Fieberg, ZTR 
2007, 421 ff.

11  Leube, ZTR 2012, 682 ff.
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Grundtatbestände12 als auch des in der Praxis nicht weniger bedeutenden Wegeun-
falls vornimmt, um das Ausmaß an Übereinstimmung und den Umfang und die 
Bedeutung etwaiger Divergenzen herauszuarbeiten. Zugleich soll es die Arbeit 
nicht bei einem bloßen Vergleich der Rechtslage belassen. Es gilt ferner zu unter-
suchen, inwiefern Divergenzen einem stringenten Muster folgen und ob sich eine 
unterschiedliche Anerkennungspraxis bei Arbeits- und Dienstunfällen im Einzel-
fall schlüssig begründen lässt. Hierbei sollen zum einen die in Rechtsprechung und 
Literatur vorgebrachten Argumente erfasst und bewertet werden. Zum anderen 
soll die Arbeit ihrerseits neue Impulse dazu geben, die Rechtslage im Arbeits- und 
Dienstunfallrecht in kohärenter Weise aufeinander abzustimmen.

B.  Gang der Untersuchung

Den aufgeworfenen Fragen entsprechend, geht die Untersuchung in drei wesent-
lichen Schritten vor.

Im ersten Kapitel wird der rechtliche Status quo vergleichend aufbereitet, be-
ginnend mit der Darstellung der Rechtslage im Hinblick auf die Grundtatbestände 
(A). Der Fokus liegt auf der im Ergebnis zumeist ausschlaggebenden Zurechnung 
konkreter Tätigkeiten zum Schutzbereich von  gesetzlicher Unfallversicherung 
und beamtenrechtlicher Dienstunfallfürsorge. Insbesondere wird der Versuch un-
ternommen, Kontraste zwischen den Sozial- und Verwaltungsgerichten auf dem 
Gebiet einzelner und besonders strittiger Themenkomplexe in der jüngeren Judi-
katur ausfindig zu machen. Hieran schließt sich die vergleichende Untersuchung 
des Wegeunfallrechts an (B).

Das zweite Kapitel widmet sich der Auseinandersetzung mit den identifizier-
baren Divergenzen. Ziel ist es zunächst, die Auswirkungen auf die unfallbezoge-
ne Absicherung für die beiden Berufsgruppen herauszuarbeiten und darzulegen, 
inwieweit diese in praktischer und rechtlicher Hinsicht begründungsbedürftig er-
scheinen (A). Im Anschluss wird die Rechtsprechung von BSG und BVerwG sowie 
die sie begleitende Literatur auf Ausführungen untersucht, die als Begründungs-
ansätze in Betracht kommen könnten (B). Diese werden sodann auf ihre Kohärenz 
und Stichhaltigkeit hin kritisch überprüft.

Im dritten Kapitel wird anfangs ein kurzer Blick auf die Rolle der Gerichte als 
diejenigen Akteure geworfen, mit denen das Maß der Einheitlichkeit der Rechts-
lage auf dem Gebiet des Arbeits- und Dienstunfallrechts steht und fällt (A). An-

12  Über die hier gewählte Bezeichnung des „Grundtatbestandes“ in Abgrenzung zum 
 „Wegeunfalltatbestand“ besteht kein Konsens. Teils wird im Unfallversicherungsrecht ter-
minologisch auch zwischen dem „Arbeitsunfall im engeren Sinne“ und dem „Wegeunfall“ 
unterschieden, so bei Schmitt, in: SRH, § 16 Rn. 105. Im Unfallfürsorgerecht wird der We-
geunfall auch mit der Bezeichnung „Dienstwegeunfall“ vom einfachen „Dienstunfall“ nach 
§ 31 Abs. 1 BeamtVG unterschieden, so exemplarisch bei Jahnke, jurisPR-VerkR 19/2014, 
Anm. 1.


